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Eine Fuss- und Fahrwegdienstbar-
keit wird durch den Abschluss eines
schriftlichen Vertrages und den Ein-
trag ins Grundbuch begründet. Eine

notarielle Beurkundung ist also nicht
notwendig. Rechte und Pflichten, die
daraus entstehen, sollten im Vertrag
festgehalten werden, der beim Grund-
buchamt hinterlegt wird und auf Dauer
einsehbar ist. In der Regel handelt es
sich bei diesen Rechten um Grund-
dienstbarkeiten, d. h. ein Grundstück
wird mit einemWegrecht zugunsten ei-
nes anderen Grundstückes belastet.
Dem begünstigten Grundstück kommen
damit eigentumsähnliche Nutzungs-

WEGRECHTE sind ab und zu Streitpunkte bei Gerichtsverhandlungen. Ist eine
Erschliessung für eine Parzelle nur über Land eines Nachbargrundstücks möglich,
verursacht das oftmals Unstimmigkeiten und nicht immer ist eine gütliche
Einigung möglich. Ein weiteres Problem ist, wie hoch die Entschädigung sein
soll für die Benutzung einer gemeinsamen Strasse.

Wer benutzt, soll auch zahlen

Martin
Goldenberger

Wegrechte in allen Schattierungen
Je nach Region gibt es verschiedene Begriffe im Zusammenhang
mit Wegrechten, wie folgende Beispiele aufzeigen (Basler Kommentar,
3. Auflage):

• Streck- oder Tretrecht: Zutrittsrecht, das Nachbargrundstück zum
Wenden des Pfluges und zum Ziehen der Längsfurche zu betreten,
beispielsweise zu befahren.

• Tränkeweg: Recht, Vieh über fremdes Grundstück zur nächsten
Tränke zu führen.

• Winterweg: Recht, Futtermittel, Holz, Dünger oder Vieh auf dem
kürzesten Weg über gefrorenen oder verschneiten Boden des
Nachbargrundstückes zu führen.

• Brachweg: Recht, abgeerntete Felder mit dem Erntegut zu befahren
um den nächstgelegenen Weg zu erreichen.

• Holzlass: geschlagene Baumstämme dürfen durch Runsen im
Steilhang zu Tal befördert werden.

• Reistweg: Recht, Holz und Heu über eine Felswand auf ein fremdes
Grundstück hinunterzuwerfen und von diesem wegzuführen.

möglichkeiten am belasteten Grund-
stück zu. Die Rechte bleiben bei Grund-
dienstbarkeiten auch bei Verkauf an ei-
nen neuen Eigentümer bestehen.
Das Schweizerische Zivilgesetzbuch

(ZGB) hält in Artikel 694 fest, dass jedes
Grundstück Anspruch auf Anschluss an

Auch wer über ein
Fahrwegrecht verfügt, hat
Unterhaltsbeteiligung
zu leisten.
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eine öffentliche Strasse hat. Kann die Er-
schliessung eines Grundstückes nicht
über die eigene Parzelle erfolgen oder
ist dies aufgrund der Topografie nicht
möglich bzw. unverhältnismässig (zu
grosse Distanz), kann der Grundeigen-
tümer einen Notweg fordern.

Notwegrecht Ein Landwirt hat bis
anhin zu seinen Gebäuden keine befes-
tigte Zufahrtstrasse (nurWiesenweg). Er
möchte nun eine Zufahrt über das
Grundstück eines Nachbarn erwirken.
Konkret müsste auf einer Länge von 100
Meter eine neue Strasse gebaut werden.
Zusätzlich würde er auf einer Länge von
300 Meter die bereits bestehende Lie-
genschaftszufahrt des Nachbarn mitbe-
nützen.
Bevor benachbarte Grundstücke mit

einem Notwegrecht belastet werden
können, muss eine Erschliessung über
das eigene Grundstück umfassend abge-
klärt werden. Der Beizug von Fachleuten
wie Strassenbau-Ingenieuren und dem
kantonalen Meliorationsamt ist dabei
empfehlenswert. Ist, gestützt auf Fakten,
nur eine Erschliessung über Land von
Nachbargrundstückenmöglich oder ver-
hältnismässig, muss abgeklärt werden,
welcheNachbargrundstücke dazu in Fra-
ge kommen. Grundsätzlich wird so ver-
fahren, dass diejenige Variante den Vor-
zug erhält, die am wenigsten Kulturland
beansprucht und allenfalls bereits beste-
hende Strassen mitberücksichtigt.
Oftmals kommt es aber zu keiner güt-

lichen Einigung. Die benachbarten
Grundeigentümer wollen auf ihrem
Grundstück kein zusätzliches Wegrecht
und schon gar nicht eine neue, zusätzli-
che Strasse oder einen Strassenab-
schnitt. Besteht der Grundeigentümer
auf einer Erschliessung, so muss er das
ihm gesetzlich zustehende Notwegrecht
über das Gericht verlangen. Der Richter
hat zu entscheiden, welche Strassen-
führung zu bevorzugen ist, respektive
welcher benachbarte Grundeigentümer
eine Durchfahrt gewähren muss.
Artikel 694, Absatz 1 ZGB besagt, dass

die Einräumung eines Notweges gegen
volle Entschädigung erfolgt. Konkret
heisst dies, dass der mit dem Notweg-
recht belastete Grundeigentümer für die
Last zu entschädigen ist. Laut Bundes-
gericht setzt sich die Entschädigung aus
folgenden Punkten zusammen:

• Beansprucht der Notweg Land, das
bisher ausschliesslich als Kulturland
genutzt worden war, ist der Wert des
beanspruchten Landes zu entschädi-
gen (gemäss Bundesgericht in der Re-
gel Preisniveau Landwirtschaftsland).

• Verläuft das Notwegrecht auf einer
bereits bestehenden Strasse, hat der
belastete Grundeigentümer Anrecht
auf einen anteilsmässigen Wert der
durch die Strasse benützten Landflä-
che oder auf einen anteilsmässigen
Wert am Bauwerk (Wert der Stras-
senbaute).

• Zusätzlich sind dem belasteten Ei-
gentümer allfällige zukünftige Mehr-
aufwendungen wie schlechtere Par-
zellenform (Mehraufwand bei der
Bewirtschaftung) zu entschädigen.

Kostenaufteilung nach Benut-
zungsintensität Oft ist es schwierig
zu klären, wer die Kosten zu tragen hat
und wie die anteilsmässige Benutzung
berechnet werden soll. Es muss ausge-
schieden werden, welche Partei in wel-
chem Ausmass eine gemeinsame Strasse
benützt. Im Grundsatz wird die Vertei-
lung der Kosten nach der Grösse oder
dem Wert der erschlossenen Grundstü-
cke vorgenommen (inklusive Gebäude).
Je nach zugeordnetem Anteil fällt die zu
Entschädigung aus. Als Hilfsgrössen für
die Berechnung können der Ertragswert,
allenfalls der Verkehrswert, aber auch die
Benutzungsfrequenz oder die mit der
Strasse erschlossene Landfläche herange-
zogen werden. Innerhalb Baugebiet wird
meist die Variante nach erschlossener
Landfläche verwendet. Ausserhalb Bau-
gebiet ist dies schwierig, da die Landflä-
chen unterschiedliche Intensitäten auf-
weisen können (mit Gebäude überbauter
Boden, Landwirtschaftsland, Wald,
Streue, unproduktiv). Erst recht schwie-
rigwird es, wenn landwirtschaftliche und
nichtlandwirtschaftliche Grundstücke in-
volviert sind. Es muss aber eine ausge-
wogene und sachgerechte Kostenauftei-
lung gefunden werden.

Unterhalt Derjenige, der profitiert,
soll auch Kosten tragen. Dies ist der
Grundgedanke von Art. 741 ZGB. Die
weit verbreitete Ansicht, dass wer über
ein Fahrwegrecht verfügt, keine Unter-
haltsbeteiligung zu leisten hat, stimmt
nicht, ausser es wurde vertraglich so ge-

Streitpunkt Wegrecht Die Ge-
richte befassen sich immer wieder mit
Wegrechten, wie die nachfolgenden
Beispiele aufzeigen:
• Die Bezeichnung «Wegmitbenut-
zungsrecht» ist als Oberbegriff zu ver-
stehen. Ist im Grundbuch nichts Ge-
naueres geregelt und wurde das
Recht bereits während 40 Jahren mit
Motorfahrzeugen ohne Einschreiten
des Belasteten ausgeübt, ist es auch
weiterhin zu dulden.

• Ein Fuss- und Fahrwegrecht beinhal-
tet auch das Recht, auf der belasteten
Grundstückfläche kurz anzuhalten,
um ein Tor an der Grundstückgrenze
zu öffnen, um sogleich weiterzufah-
ren. Unzulässig ist jedoch, die Weg-
rechtsfläche als Wende- oder Park-
platz zu benützen. �
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Gesetzliche Grundlagen
Artikel 694 Notwegrecht
1 Hat ein Grundeigentümer keinen genügenden Weg von seinem
Grundstück auf eine öffentliche Strasse, so kann er beanspruchen,
dass ihm die Nachbarn gegen volle Entschädigung einen Notweg
einräumen.

2 Der Anspruch richtet sich in erster Linie gegen den Nachbarn,
dem die Gewährung des Notweges der früheren Eigentums- und
Wegeverhältnisse wegen am ehesten zugemutet werden darf, und
im Weiteren gegen denjenigen, für den der Notweg am wenigsten
schädlich ist.

3 Bei der Festsetzung des Notweges ist auf die beidseitigen Interessen
Rücksicht zu nehmen.

Art. 741 Last des Unterhalts
1 Gehört zur Ausübung der Dienstbarkeit eine Vorrichtung, so hat sie
der Berechtigte zu unterhalten.

2 Dient die Vorrichtung auch den Interessen des Belasteten, so tragen
beide die Last des Unterhaltes nach Verhältnis ihrer Interessen.

regelt. Im Gegenteil: der Gesetzgeber
hat mit Artikel 741 ZGB beispielsweise
dem (Fahrweg-) Berechtigten unmittel-
bar die Last auferlegt, den notwendigen
Unterhalt zu leisten. Wird ein Weg von
mehreren Parteien benutzt, richtet sich
die Unterhaltsbeteiligung nach demAn-
teil des Nutzens.


